
 

 

Bekanntgabe des Regierungspräsidiums Stuttgart über die Feststellung des Nichtbe
stehens der UVP-Pflicht für ein Vorhaben gemäß §§ 5 ff. des Gesetzes über die Umwelt
verträglichkeitsprüfung (UVPG)  

Die terranets bw GmbH hat beantragt, den bestandskräftigen Planfeststellungsbeschluss 
für die Süddeutsche Erdgasleitung (SEL), Abschnitt III von Siegelsbach bis Aichwald, 
nach §§ 43 ff. Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) in Verbindung mit §§ 72 ff. Landesver
waltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) – jeweils in der derzeit geltenden Fassung – zu än
dern.  

Die beantragte Planänderung betrifft die Änderung des Bauverfahrens von einer offenen 
zu einer geschlossenen Querung der K 1858 im Bereich der Anschlussstelle zur B 14 auf 
Gemarkung Waiblingen. Infolgedessen wird auch die Trasse der SEL im Bereich der K 1858 
leicht verschoben und der Arbeitsstreifen angepasst. 

Für das Änderungsvorhaben war gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 2, Abs. 4 UVPG i.V.m. § 7 Abs. 
1, Abs. 4 UVPG eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen. Die allgemeine Vorprüfung 
wird als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufge
führten Kriterien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Änderungsvorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei 
der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Zur Vorbereitung der Vorprüfung 
hat die Vorhabenträgerin gemäß § 7 Abs. 4 UVPG geeignete Angaben nach Anlage 2 zum 
UVPG zu den Merkmalen des Änderungsvorhabens und des Standorts sowie zu den mög
lichen erheblichen Umweltauswirkungen des Änderungsvorhabens übermittelt.  

Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien durch die geplante Änderung keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen auf die in § 2 Abs. 1 UVPG genannten Schutzgüter zu erwarten sind.  

Durch die geplante Änderung kommt es zu keinem dauerhaften Eingriff in die Schutzgüter 
„Fläche“ und „Boden“. Nach Abschluss der Bauarbeiten können die betroffenen Wiesen 
und Ackerflächen im Zuge der Rekultivierung wiederhergestellt werden. Für die Lagerung 
von Oberboden und / oder Bodenaushub wird temporär zusätzlich Boden übererdet. Je
doch liegen im Bereich der Änderung keine besonders schutzwürdigen Böden vor. Die 
temporär beanspruchten Böden werden nach der Bauausführung wiederhergestellt. Das 
Schutzgut „Wasser“ wird durch die geplante Änderung weder dauerhaft noch temporär 
in Anspruch genommen. Zusätzliche erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen auf die 
Schutzgüter „Fläche“, „Boden“ und „Wasser“ sind daher nicht zu erwarten. 

Innerhalb oder randlich der Erweiterung des Arbeitsstreifens wurden Vorkommen von 
Reptilienarten (Zauneidechse) und Offenlandbrütern (Feldsperling) nachgewiesen. Ein
griffe in Lebensräume, Individuenverluste und Störungen während der Bauphase können 
daher nicht ausgeschlossen werden. Die potenziellen Auswirkungen beschränken sich 
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jedoch auf wenige Wochen und können durch geeignete Maßnahmen wie z.B. das Auf
stellen von Reptilienschutzzäunen, die Umsetzung von Reptilienarten und eine Umwelt
baubegleitung verringert bzw. vermieden werden. Zwar sind im Umfeld der Erweiterung 
des Arbeitsstreifens gesetzlich geschützte Biotope vorhanden, doch führt die geplante 
Änderung zu keinen zusätzlichen Eingriffen in diese Biotope. Daher können zusätzliche 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen auf das Schutzgut „Tiere, Pflanzen und die 
biologische Vielfalt“ ausgeschlossen werden. 

Kurzzeitige Beeinträchtigungen der menschlichen Gesundheit können allenfalls durch 
Schall- und Staubimmissionen im Rahmen der Bauarbeiten entstehen. Diese gehen jedoch 
nicht über das Maß der bereits planfestgestellten Baumaßnahmen hinaus. Die geplante 
Änderung wird zudem auf keinen Flächen von besonderer klimatischer Bedeutung umge
setzt. Lediglich während der Bauphase werden kurzzeitig Schadstoffe durch Baufahr
zeuge ausgestoßen. Darüber hinaus kommt es durch die geplante Änderung zu keinen 
zusätzlichen visuellen Veränderungen oder Zerschneidungen der Landschaft. Auswir
kung auf in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, Denkmalensembles, 
Bodendenkmäler oder Gebiete, die von der Denkmalschutzbehörde als archäologisch be
deutende Landschaften eingestuft worden sind, können ausgeschlossen werden. Berei
che, in denen es aufgrund zurückliegender archäologischer Funde zu möglichen weiteren 
archäologischen Funden kommen kann, werden von der Vorhabenträgerin in Abstimmung 
mit dem Landesamt für Denkmalpflege bauvorgreifend prospektiert bzw. während der 
Bauausführung archäologisch begleitet. Zusätzliche erhebliche nachteilige Umweltaus
wirkungen auf die Schutzgüter „Mensch“, „Luft / Klima“, „Landschaft“ sowie „kulturelles 
Erbe und sonstige Sachgüter“ sind daher nicht zu erwarten.  

Zusammenfassend ergibt sich aus den Antragsunterlangen der Vorhabenträgerin und un
ter Berücksichtigung der Stellungnahmen der fachlich zuständigen Behörden nach über
schlägiger Prüfung, dass das Änderungsvorhaben keine erheblichen nachteiligen Um
weltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentschei
dung zu berücksichtigen wären. Eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich
keitsprüfung besteht daher nicht.  

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar. Die Anfech
tung der Vorprüfungsentscheidung kann nur zusammen mit der Zulassungsentscheidung 
erfolgen. Die dieser Feststellung zugrundliegenden Unterlagen können im Regierungs
präsidium Stuttgart, Ruppmannstr. 21, 70565 Stuttgart nach telefonischer Voranmeldung 
unter Tel. 0711 / 904-12404 eingesehen werden.  

Stuttgart, den 27.07.2026 
Regierungspräsidium Stuttgart 
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